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Die Türkei kann bei ihren Bemühungen um einen baldigen Beginn der EU-Beitrittsverhandlungen auf die Unterstützung der rot-grünen Bundesregierung zählen. Bei einem Treffen mit dem türkischen Präsidenten Ahmet Necdet Sezer an diesem Mittwoch in Berlin sprach sich Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) deutlich wie nie für eine klare Beitrittsperspektive der Türkei aus. 

„Es geht jetzt um die Frage, wann ein Datum, nicht für den Beitritt, sondern für die Aufnahme von Verhandlungen zu einem Beitritt genannt wird“, sagte der Kanzler. 

Rendezvous schon 2003? 

Aus diplomatischen Quellen in Brüssel verlautete, dass fünf europäische Länder - Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien und Spanien - übereingekommen seien, der Türkei auf dem Gipfel von Kopenhagen Mitte Dezember eine „Verabredungsklausel“ für 2003 vorzuschlagen, wenn das Land in der Zypern-Frage und bei der schnellen EU-Eingreiftruppe kooperiert. Die Beitrittsverhandlungen könnten dann 2004 oder 2005 beginnen, so dass Ankara noch in diesem Jahrzehnt die Chance bekäme, EU-Mitglied zu werden. 

Die Türkei erwartet in Kopenhagen einen festen Zeitpunkt zur Aufnahme konkreter Beitrittsverhandlungen genannt zu bekommen. Die so genannte „Rendezvous-Klausel“, die der Türkei nur einen Termin für ein Datum in Aussicht stellt, will Ankara nicht akzeptieren. 

Ankara ändert 36 Gesetze 

Noch vor dem Gipfel-Treffen will die neue türkische Regierung rund 36 Gesetze ändern, die bislang nicht mit EU-Recht vereinbar sind. Regierungssprecher Abdullatif Sener nannte unter anderen die Bereiche Presse- und Versammlungsfreiheit, Bürgerrechte und Bekämpfung der Folter. Das türkische Parlament hatte bereits im Sommer mehrere Reformen beschlossen, darunter die Abschaffung der Todesstrafe. 

CDU warnt 

Unterdessen warnte der Vorsitzende der CDU/CSU-Gruppe im Europaparlament, Hartmut Nassauer, vor einem festen Termin für den Verhandlungsbeginn. Durch einen solchen „Beitrittsautomatismus“ seien „irreparable Schäden“ für die EU zu befürchten, sagte der Europaabgeordnete und kündigte Widerstand an. Die um zehn Mitglieder erweiterte Union müsse sich zunächst konsolidieren. Schon aus finanziellen Gründen sei es „völlig unverantwortlich“, der Türkei einen Termin zu nennen, an dem mit Beitrittsverhandlungen begonnen werden könnte, sagte Nassauer. 

CDU und CSU lehnen eine Vollmitgliedschaft der Türkei kategorisch ab und plädieren stattdessen dafür, Ankara Sonderbeziehungen anzubieten, die vor allem die wirtschaftlichen Beziehungen zur EU stärken und die westliche Orientierung fördert. Die CSU hatte sich auf ihrem Parteitag am vergangenen Wochenende als erste deutsche Partei gegen einen Beitritt der Türken in die EU ausgesprochen. In Hessen droht die regierende CDU unter Ministerpräsident Roland Koch, eine in Aussicht gestellte Vollmitgliedschaft Ankaras zum Wahlkampfthema zu machen.

